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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig, 
Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, 
Stephanie Schuhknecht, Gisela Sengl, Florian Siekmann, Dr. Markus Büchler, 
Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul Knoblach, Rosi Steinberger, Hans Urban, 
Christian Zwanziger und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Geld für den Klimaschutz in die Kommunen! – Klimaschutz jetzt zur kommunalen 
Pflichtaufgabe machen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die notwendigen Schritte einzuleiten, den kom-
munalen Klimaschutz unverzüglich zur kommunalen Pflichtaufgabe zu machen und die 
Kommunen verlässlich mit den dafür notwendigen finanziellen Mitteln auszustatten. 

 

 

Begründung: 

Die Staatsregierung hat das Ziel ausgegeben, Bayern bis zum Jahr 2040 klimaneutral 
zu machen. Um dieses Ziel zu erreichen, bleibt nicht viel Zeit. Die Kommunen spielen 
dabei eine entscheidende Rolle, etwa wenn es um den Ausbau des öffentlichen Nah-
verkehrs und der erneuerbaren Energien geht oder bei der Umsetzung der Wärme-
wende. 

Dass die Kommunen ihren Beitrag zu den ambitionierten Klimaschutzzielen der Staats-
regierung leisten wollen, geht aus einer Resolution der Vollversammlung des Bayeri-
schen Städtetags vom 13.07.20221 hervor. Darin heißt es: „Zusammen mit den Bürge-
rinnen und Bürgern möchten Städte und Gemeinden vorangehen und innerhalb ihres 
allseitigen Wirkungskreises einen zentralen Beitrag dazu leisten, die Klimaziele zu er-
reichen“. 

Zugleich weisen die Gemeinden in ihrer Resolution darauf hin, dass sie eine verlässli-
che Finanzierung benötigen, um diese Mammutaufgabe bewältigen zu können. Der be-
stehende Förderdschungel bietet dafür keine geeignete Grundlage. Obwohl die Kom-
munen der zentrale Motor für das Erreichen der ambitionierten bayerischen Klima-
schutzziele sind, hat die Staatsregierung es versäumt, der Forderung des Bayerischen 
Städtetags bei der Aufstellung des diesjährigen Haushalts nachzukommen. 

                                                           
1 https://www.bay-staedtetag.de/fileadmin/Downloads/Jahrestagungen/2022/Resolution_BStT_2022.pdf 

https://www.bay-staedtetag.de/fileadmin/Downloads/Jahrestagungen/2022/Resolution_BStT_2022.pdf
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Martin Stümpfig, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena 
Osgyan, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, Gisela Sengl, Florian Siekmann, 
Dr. Markus Büchler, Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul Knoblach, Rosi 
Steinberger, Hans Urban, Christian Zwanziger und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/28601 

Geld für den Klimaschutz in die Kommunen! – Klimaschutz jetzt zur kommunalen 
Pflichtaufgabe machen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Thomas Gehring 

II. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher
Abg. Martin Stümpfig
Abg. Eric Beißwenger
Abg. Stefan Löw
Abg. Benno Zierer
Abg. Klaus Adelt
Abg. Alexander Muthmann



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 

Martin Stümpfig u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Geld für den Klimaschutz in die Kommunen! - Klimaschutz jetzt zur kommunalen 

Pflichtaufgabe machen (Drs. 18/28601)

Bitte nehmen Sie Ihre Plätze wieder ein. Wir wollen Sie hier vorne nicht stören. – 

Danke schön. – Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Martin Stümpfig, BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN, das Wort. Bitte sehr.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Die Herausforderungen der Klimakrise werden immer drängender, und 

gerade unsere Kommunen stehen hier voll in der Verantwortung. Einerseits wollen 

und müssen sie Klimaschutz aktiv umsetzen. Da geht es darum, Infrastrukturen aufzu-

bauen, erneuerbare Strom- und Wärmeversorgung, Wärmepläne zu erstellen, Radwe-

ge auszubauen, ÖPNV auszubauen. Andererseits müssen sie intensiv und umfassend 

in die Klimaanpassung investieren: Maßnahmen für den Hitzeschutz, Schutz vor 

Starkregen, mehr Katastrophenschutz und bei alledem die Beratungsangebote stark 

ausbauen.

Die Hilferufe unserer Kommunen werden zu Recht immer lauter, dass man hier beim 

Klimaschutz mehr Unterstützung braucht. Das ist wirklich dringend notwendig.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten – Beifall bei den GRÜNEN)

Dieser Hilferuf ist jetzt aber schon neun Monate alt, und bisher ist noch nichts passiert, 

denn der Bayerische Städtetag hat am 13. Juli 2022 in seiner Vollversammlung in Re-

gensburg die Resolution mit dem Titel "Die Städte im Klimawandel" verfasst.

Der Klimaschutz funktioniert nur mit handlungsfähigen Kommunen. Zentrale Forderun-

gen sind darin: Die Staatsregierung soll den Klimaschutz zur kommunalen Pflichtauf-

gabe machen und die nötigen Mittel bereitstellen. – Das ist heute auch unser Dring-
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lichkeitsantrag, weil wir sehen, dass im vergangenen Dreivierteljahr einfach nichts 

passiert ist.

Die Staatsregierung hat zwar ein neues Klimaschutzgesetz vorgelegt, das wir heute 

schon diskutiert haben: Klimaneutralität 2040 – also in 17 Jahren. Aber den eigentli-

chen Motor für den Klimaschutz, nämlich die Kommunen als Umsetzer, den haben Sie 

bis heute mit keinem Euro mehr ausgestattet. Es gibt nur eine laue Empfehlung im Kli-

maschutzgesetz, man solle doch der Staatsverwaltung folgen.

Diese Empfehlung ist aber nichts wert. Wenn es an den Geldbeutel geht, dann zeigt 

sich bei der Staatsregierung, was ihr der Klimaschutz wert ist, nämlich: fast gar nichts; 

denn im Haushalt sind keine Mittel eingestellt.

Wir sagen ganz klar: Das muss sich ändern. Wir rufen Ihnen gemeinsam mit dem 

Städtetag mit unserem Dringlichkeitsantrag heute zu: Machen Sie den Klimaschutz 

endlich zur Pflichtaufgabe für die Kommunen und stellen Sie die notwendigen Mittel 

bereit!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein klimaneutrales Bayern wird 2040 ohne das tatkräftige Engagement der Kommu-

nen niemals erreichbar sein. Jetzt haben Sie von der CSU und den FREIEN WÄH-

LERN die Situation, dass es in Bayern Kommunen gibt, die das wirklich wollen. Sie 

wollen anpacken und sagen zu Ihnen: Verpflichtet uns dazu, dass es eine kommunale 

Pflichtaufgabe wird! – Das sagen sie.

(Walter Nussel (CSU): Sie können es doch freiwillig machen!)

Aber Sie stellen sich hin und sagen: Nein, das interessiert uns nicht. – Den Verbünde-

ten, die Sie und wir alle im Kampf gegen die Klimakrise brauchen, zeigen Sie die kalte 

Schulter. Das ist wirklich mehr als fahrlässig.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Ich frage mich schon, wer das denn alles machen soll. Wer soll denn die Städte zu 

Schwammstädten umbauen? Wer soll denn die Nahwärmenetze und die umwelt-

freundliche Mobilität voranbringen? – Das sind immer die Kommunen. Aber Sie be-

handeln die Kommunen wie einen Schulbuben, der einmal wieder stört. Sie sagen zu 

ihm, er solle sich doch jetzt endlich einmal zufriedengeben – Stichwort: Schlüsselzu-

weisungen, die Sie den Kommunen zur Verfügung stellen – und sozusagen jetzt end-

lich einmal die Klappe halten. Dieses arrogante Gehabe der Staatsregierung, der CSU 

und der FREIEN WÄHLERN ist unmöglich. Das können wir so nicht akzeptieren.

(Prof. Dr. Ingo Hahn (AfD): Wann wird es denn endlich Sommer?)

Dann geht es gleich mit dem Fingerzeig nach Berlin weiter. Aber man muss ganz klar 

sagen – das steht auch in der Resolution, und das sagt Ihnen der Bayerische Städte-

tag im Hinblick auf die Anweisung der Kommunen und die Frage, wer die Kommunen 

dazu verpflichten kann, dass es eine kommunale Pflichtaufgabe wird –: Das ist einzig 

und allein Ländersache. Da können Sie nicht nach Berlin zeigen; das ist Ländersache. 

Deswegen sagen wir an die Adresse von Städte- und Gemeindetag ganz klar: Wir 

GRÜNE tun jetzt alles dafür, dass wir im Herbst in Regierungsverantwortung sind; 

denn dann können sie sich als Spitzenverbände sicher sein, dass ihre Forderungen 

nicht mehr auf taube Ohren stoßen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn Sie es mit den Klimazielen ernst meinen – wir haben gerade von Herrn Kollegen 

König gehört, dass es ihm mit den Klimazielen nicht ernst ist – und wenn Sie sich 

doch irgendwann einmal daran erinnern, dass Ihnen die Klimaziele und die Kommu-

nen in Bayern wichtig sind, dann stimmen Sie heute unserem Dringlichkeitsantrag zu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Stümpfig. 

– Nächster Redner ist der Kollege Eric Beißwenger für die CSU-Fraktion.
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Eric Beißwenger (CSU): Herr Vizepräsident, sehr geehrte Damen und Herren! Soviel 

ich weiß, war das Anliegen dieses Dringlichkeitsantrags bereits Gegenstand eines Än-

derungsantrags vom 26.10.2022 zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-

rung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften, der von 

uns natürlich auch abgelehnt wurde. Sie sagen, die Kommunen wollten unbedingt, wie 

gerade vom Kollegen Stümpfig gehört. Ich sage: Wir hindern Sie doch nicht, im Ge-

genteil! Wir begrüßen es. Aber wir zwingen niemanden dazu. Darum geht es uns 

doch.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

– Herr Stümpfig, dass eine Neujustierung der Klimaförderung der Kommunen grund-

sätzlich denkbar ist, ist gar keine Frage. Aber eine kommunale Pflichtaufgabe ist 

weder sachgerecht noch finanzpolitisch realistisch. Eine Pflichtaufgabe würde Konne-

xität und damit eben erhebliche Kosten für den Staatshaushalt auslösen, die aktuell 

überhaupt nicht bezahlt werden können.

(Widerspruch der Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE) und Martin Stümpfig 

(GRÜNE))

Im Übrigen würde die Einführung der kommunalen Pflichtaufgabe grundsätzlich mit 

dem verfassungsrechtlich garantierten Recht auf kommunale Selbstverwaltung kolli-

dieren. Aus diesem Grund sind die Pflichtaufgaben auch auf die wesentlichen Berei-

che der Daseinsvorsorge begrenzt. Der Begriff Klimaschutz umfasst aber eine Vielzahl 

unterschiedlicher Aspekte, die in weiten Teilen bereits Aufgaben von Gemeinden oder 

Landkreisen,

(Toni Schuberl (GRÜNE): Das ist Daseinsvorsorge!)

aber auch anderer Stellen sind und auch von ihnen wahrgenommen werden.

Insbesondere würde die Ausgestaltung als kommunale Pflichtaufgabe mit einer Reihe 

von Aufgaben der Kommunen im übertragenen Wirkungskreis kollidieren, die eben-
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falls dem Klimaschutz dienen. Als Beispiel nenne ich nur das Wasser- oder Natur-

schutzrecht. Die Reichweite der Verpflichtung ist also unklar. Wegen dieser fehlenden 

genauen Abgrenzung eines sehr allgemeinen Begriffs wäre eine allgemeine Pflichtauf-

gabe "Klimaschutz" wenig zielführend. Während die Ziele, wie ich zumindest glaube, 

zwar noch konsensfähig sind, sind Umsetzungsschritte und Maßnahmen dagegen 

sehr oft streitig und konkrete Rechtspflichten aus dem allgemeinen Begriff "Klima-

schutz" auch kaum ableitbar.

Eine allgemeine Empfehlung folgt für die Gemeinden und Landkreise bereits aus dem 

Bayerischen Klimaschutzgesetz. Ich fasse es aber noch einmal zusammen: Tatsäch-

lich geht es doch bei der Forderung nach einer kommunalen Pflichtaufgabe "Klima-

schutz" primär um eine umfassende staatliche Finanzierungspflicht – und um nichts 

anderes –, die eben wegen des Konnexitätsgrundsatzes aus einer neuen Pflichtaufga-

be folgen würde. – Deshalb lehnen wir den Dringlichkeitsantrag ab.

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Danke, Herr Kollege Beißwenger. – 

Es gibt eine Meldung zur Zwischenbemerkung des Herrn Kollegen Stümpfig. Bitte 

sehr.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Herr Kollege Beißwenger, ich entnehme jetzt Ihrer Wort-

meldung, dass Sie das wegen juristischer Schwierigkeiten ablehnen und weil man das 

nicht genau definieren kann. Dann ist ganz klar: Wenn wir es schaffen, dass der Baye-

rische Städtetag das entsprechend rechtssicher formuliert, dann akzeptieren Sie das 

Ganze und werden hier eine kommunale Pflichtaufgabe einführen.

Eric Beißwenger (CSU): Herr Kollege Stümpfig, das befremdet mich. Das ist eine 

sehr eigene Interpretation Ihrerseits, aber Sie haben noch weitere eigene Interpretatio-

nen. Eben am Rednerpult haben Sie gesagt, Sie hofften, in Regierungsverantwortung 

zu kommen. – Das sind Sie im Bund bereits, und wir sehen jeden Tag das Desaster. 

Deshalb bitte nicht!

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)
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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Beißwen-

ger. – Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Löw für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Löw (AfD): Geschätztes Präsidium, geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Die 

GRÜNEN fordern, dass Klimaschutz zur kommunalen Pflichtaufgabe wird und die 

dafür notwendigen finanziellen Mittel bereitgestellt werden. Mit anderen Worten: Sie 

wollen Ihre Bundespolitik fortsetzen und unser Land noch schneller deindustrialisieren; 

denn nichts anderes erreichen Sie mit dem Klimawahn. Dafür wollen Sie jetzt auch 

noch die Kommunen einspannen.

Wegen Ihrer Klimavorgaben sperren bei uns die Firmen zu und werden in Indien oder 

China wiedereröffnet. Dort blasen sie dann das X-Fache an CO2 heraus, weil es dort 

einfach niemanden interessiert. Wir haben weltweit die höchsten Energiepreise; trotz-

dem werden bei uns Kernkraftwerke abgeschaltet. Wenn sie aber in der Ukraine wei-

terlaufen, dann ist das in Ordnung; denn sie stehen ja schon. Um das zu kompensie-

ren, müssen unsere Kohlekraftwerke mit Vollkraft heizen. Welcher Widerspruch!

Sie sind der Meinung, Deutschland könne als Retter der Welt den Klimawandel aufhal-

ten, mit Wind- und Solarenergie, obwohl unser Stromnetz dafür nicht ausgelegt ist und 

auch keine nennenswerten Speicher vorhanden sind, mit Elektroautos, bei denen die 

Rohstoffförderung für die Akkus die Natur zerstört, und mit Wärmepumpen. Wer baut 

sie ein, und woher kommt der Strom dafür? – Unbekannt.Aber im Endeffekt ist es 

doch so: Selbst wenn wir die letzte Fabrik schließen, wird das nur wenig am weltwei-

ten CO2-Ausstoß ändern. Ein Klimawandel ist nicht aufzuhalten. Man kann sich nur 

anpassen. Dafür sollten wir unser Geld ausgeben. – Wir lehnen ab.

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Nächster Redner ist Herr Kollege 

Benno Zierer für die Fraktion der FREIEN WÄHLER.
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Benno Zierer (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Damen und 

Herren! Die Frage, ob Klimaschutz eine kommunale Pflichtaufgabe werden soll, hat 

uns schon viele Male beschäftigt. Ich kann aber die andauernde Kritik nicht nachvoll-

ziehen, dass der Freistaat die Kreise, Städte und Gemeinden beim Klimaschutz und 

bei der Klimaanpassung im Regen stehen lässt. Natürlich gilt es, die Kommunen beim 

Klimaschutz und bei der Umsetzung von Anpassungsstrategien nach Kräften zu unter-

stützen. Das macht der Freistaat. Dafür sorgen wir als Regierungsfraktionen. Aber hier 

ist entscheidend, dass der Bund die Länder am Aufkommen der CO2-Bepreisung end-

lich beteiligt. Das wird auch von den kommunalen Spitzenverbänden unterstützt, vom 

Bund und den Ampel-Ländern jedoch immer noch blockiert.

Es besteht Handlungsbedarf. Wir sind uns dessen bewusst, welchen Stellenwert der 

Klimaschutz hat. Das will ich Ihnen an ein paar einfachen Fällen aufzeigen. Klima-

schutzkonzepte und Mobilitätsprogramme werden mit bis zu 90 % gefördert. Das För-

derprogramm für kommunale Energiekonzepte ist ausgeweitet worden. In der Dorf- 

und Gemeindeentwicklung wird besonderes Engagement für den Klimaschutz mit 

einem Förderbonus belohnt. Energieagenturen werden gefördert. Die Landesagentur 

für Energie und Klimaschutz bietet einen Klimacheck an. Die kommunalen Netzwerke, 

die im Rahmen der Integrierten Ländlichen Entwicklung gefördert werden, setzen 

einen Schwerpunkt auf Klimaschutz, Anpassungsstrategien und nachhaltige Mobilität. 

Die Mittel für kommunalen Klimaschutz wurden im Haushalt deutlich aufgestockt. 

Dazu werden auch konkrete Maßnahmen gefördert wie energetische Optimierung von 

Kläranlagen oder Demonstrations- und Pilotvorhaben zum Klimaschutz. Allein die An-

lage in den Hopfengärten ist durchaus nachahmenswert.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN, Sie nennen das in Ihrem 

Antrag "Förderdschungel". Ich nenne es eine kraftvolle Unterstützung durch den Frei-

staat. Ich kann immer wieder betonen: Unsere Kommunen sind echte Klimaschut-

zwerkstätten und sind dabei gut aufgestellt. Lassen wir uns das nicht schlechtreden.
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Ich habe es hier schon mehrmals gesagt und wiederhole es gerne noch mal: Klima-

schutz kann nur funktionieren, wenn wir alle mitnehmen und wenn die Bürger freiwillig 

mitmachen. Die Kommunen machen es sowieso.

Ihre ideologische Bevormundungspolitik ist hier völlig fehl am Platz und nur kontrapro-

duktiv. Darum werden wir den Dringlichkeitsantrag ablehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Zierer. – 

Ich gebe bekannt, dass zu den Tagesordnungspunkten 8 und 9 – das sind die beiden 

Beweisanträge – jeweils namentliche Abstimmung beantragt wurde, und erteile zum 

laufenden Tagesordnungspunkt dem nächsten Redner das Wort: Herrn Kollegen Klaus 

Adelt von der SPD-Fraktion.

Klaus Adelt (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vorneweg ein Satz: Die Kommunen stehen zu den Klimazielen und sind bereit, diese 

Klimaziele umzusetzen.

(Hans Herold (CSU): Auch freiwillig!)

Am heutigen Abend habe ich allerdings den Eindruck, dass viele hier im Plenum nicht 

zu den Klimazielen stehen, sondern sagen: Das schieben wir halt mal hinaus. Warten 

wir erst mal ab, und dieses und jenes.

Anders ist es bei den Kommunen. Nicht umsonst hat der Bayerische Städtetag in 

einer Resolution in Regensburg gefordert, dass der Klimaschutz zu einer Pflichtaufga-

be der Kommunen wird. Diese Forderung ist ebenso von vielen SPD-Bürgermeistern 

an mich herangetragen worden. Sicher geht es um die Konnexität, wenn es eine 

Pflichtaufgabe wird. Wenn der Benno Zierer dann groß sagt, was alles schon gemacht 

wird – wieso hat dann die Staatsregierung Angst davor, das zu finanzieren? Aber es 

muss halt gebündelt werden, und nicht da ein wenig ein Förzla und da ein wenig ein 

Förzla. Es muss eine Linie da rein.

Protokollauszug
144. Plenum, 26.04.2023 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 8

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000394.html


(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Die Aufgaben, die auf die Kommunen zukommen, sind im ländlichen Raum und im 

städtischen Raum unterschiedlich. Die bereits angesprochene Wärmeplanung geht 

nicht von selbst. Das müssen Menschen machen, die bezahlt werden.

Zur Mobilität: Die höchste Pkw-Dichte pro Person besteht von der Rhön bis in den 

Bayerischen Wald. Nirgendwo ist sie größer, wenngleich es noch ein paar andere Fle-

cken gibt. Warum? – Weil du im ländlichen Raum, im grenznahen Raum auf das zwei-

te Auto angewiesen bist. Das rührt nicht daher, dass im Landkreis Hof oder Wunsiedel 

oder sonst wo so viele Oldtimer stehen.

Die erneuerbaren Energien, zu denen wir alle stehen, müssen verteidigt und erklärt 

werden; denn die Bürger lehnen sie oftmals ab. Egal wie: Die Bürger müssen in jedem 

Fall bei der Energiewende und beim Klimaschutz mitgenommen werden.

Das kostet Zeit und Geld. Eine gemeindeübergreifende Koordination ist notwendig, 

ebenso eine vernünftige Regionalplanung; denn ich kann nicht einfach sagen, das ma-

chen wir in der Werkstatt. Das muss ein konkretes Ziel sein, und es muss endlich mal 

umgesetzt werden. Dazu braucht es Geld und nicht nur mal ein Dämmprogramm und 

noch ein Dämmprogramm. Wir haben mittlerweile in den Kommunen Leute, die mit 

nichts anderem beschäftigt sind als mit Ausschreibungen und damit, zu schauen, wo 

es einen Zuschuss gibt. – Wahnsinn. So kann es nicht bleiben, gerade beim Klima-

wandel nicht.

Ich will noch auf die öffentlichen Gebäude eingehen. Klatschen könnt ihr hinterher. So-

lange dafür keine Fördermittel vorhanden sind, wird es langsamer gehen. Wenn das 

Geld nicht da ist und die alten Kostenrichtwerte gelten usw., dann sagen die Gemein-

den klipp und klar: Dann sanieren wir halt nicht. Das können wir uns nicht leisten. Das 

machen wir nicht.
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(Hans Herold (CSU): Wo soll das Geld herkommen? – Weitere Zurufe von der 

CSU)

– Wir haben schon Geld. Ihr habt es bloß an der verkehrten Stelle. Das kann ich euch 

schon sagen, wo die vollen Hände sind. Da sind sie jedenfalls nicht. – Entsprechende 

Unterstützung ist dringend notwendig. Ich sage noch einmal: Die Kommunen wissen 

am besten, wie Klimawandel geht, wie es vor Ort geht. Dabei sind sie zu unterstützen, 

in Form von Pflichtaufgaben und in der Konnexität.

Klimawandel findet in den Kommunen statt, und nicht irgendwo anders.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Adelt. – 

Nächster Redner ist Herr Kollege Alexander Muthmann für die FDP-Fraktion.

Alexander Muthmann (FDP): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Klimaschutz und Klimaanpassung sind zentrale Zukunftsaufgaben und 

von gesamtgesellschaftlicher Relevanz. Dieses Bewusstsein hat sich gesellschaftlich 

und politisch auf allen Ebenen, insbesondere auch auf kommunaler Ebene, etabliert. 

Insofern ist diese Feststellung an dieser Stelle gesellschaftlich und politisch klar.

Die Frage der Umsetzung ist allerdings ein bisschen schwieriger, als es dieser Dring-

lichkeitsantrag der GRÜNEN glauben macht; denn es geht auch um die Frage der Fi-

nanzierung. Welche Art von Pflichtaufgabe wollen wir haben? Soweit ich jetzt den Kol-

legen Stümpfig und auch den Kollegen Adelt verstanden habe, soll das 

konnexitätsauslösend sein, also eine gesetzliche Feststellung, dass die Kommunen 

machen müssen, und der Staat soll es dann

(Hans Herold (CSU): Zahlen!)

konnexitätsbedingt eins zu eins umsetzen und zahlen. Das halten wir nicht für sachge-

recht und nicht für richtig.
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Das geht im Übrigen auch über die Forderung des Städtetags, jedenfalls des Deut-

schen Städtetags, hinaus, der die Forderung erhebt, dass die Länder diese kommuna-

le Aufgabenerfüllung mitfinanzieren sollen. Also muss man darüber reden, wer welche 

Anteile übernimmt. Ich denke, dass wir das Ganze im Bereich des Artikels 56 Absatz 2 

der Gemeindeordnung, wo wir die Aufgaben als solche festlegen und wo ein Stück 

weit auch von der Leistungsfähigkeit der Kommunen abhängig ist, was und in wel-

chem Umfang zu tun ist, richtig platzieren.

Die Behauptung der Redner der Regierungskoalition, dass nämlich der Freistaat die 

Kommunen in allen Bereichen unterstützt, ist derzeit nicht umfassend richtig, weil 

Kommunen, die Bedarfszuweisungen oder gar Stabilisierungshilfen bekommen, Pro-

bleme haben, im Klimaschutz tätig zu werden, weil gesagt wird, das sind freiwillige 

Aufgaben, dafür habt ihr kein Geld und keine Veranlassung. Deswegen müssen wir 

uns weiter um dieses Thema kümmern und eine vernünftige gemeinschaftliche Finan-

zierung zwischen Kommunen und Staat besprechen und organisieren; dann sind wir 

auf dem richtigen Weg, nicht aber, wenn man konnexitätsbedingt die Aufgabe dort 

platziert und die Finanzierung woanders. Das ist keine gute Lösung. Deswegen wer-

den wir uns bei diesem Antrag enthalten.

(Beifall bei der FDP)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Muth-

mann. – Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Dringlichkeitsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-

che 18/28601 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD. Gegenstimmen! – FREIE WÄHLER, CSU, die AfD, 

der Abgeordnete Plenk (fraktionslos). Enthaltungen! – Bei Enthaltung der FDP-Frak-

tion. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.
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Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag 

der Fraktionen der CSU und der FREIEN WÄHLER betreffend "‚Heiz-Hammer‘ der 

Bundesregierung stoppen!", Drucksache 18/28600, bekannt: Mit Ja haben 87 ge-

stimmt, mit Nein haben 40 gestimmt, Stimmenthaltungen: 25. Damit ist der Dringlich-

keitsantrag angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum nachgezogenen 

Dringlichkeitsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Die Wärme-

wende der Bundesregierung: Für ein warmes Zuhause und für unschlagbar günstige 

Nebenkosten", Drucksache 18/28656, bekannt: Mit Ja haben 25 gestimmt, mit Nein 

haben 110 gestimmt, Stimmenthaltungen: 16. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abge-

lehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)
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